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Inhalt: | Erhält das Poſtcouvert das Format der Correſpondenzkarte und 
Der Kartenbrief und das Poſteouvert. Von Dr. Karl Hugelmann. 1925 Kartenbriefes, ſo iſt zunächſt klar, daß hiemit nur eine ſolche Kate⸗ 


(Schluß.) gorie von kleinen und leichten Briefen ausgeſondert iſt, welche man im 
Mittheilungen aus der Praxis: Gegenſatze zu den übrigen als untermäßige behandeln kann. Die im 
Begrenzung der Entſcheidungscompetenz der politiſchen Behörde bei Verpflegs⸗ Poſtcouvert verſchloſſenen Briefe bleiben an Volumen und damit durch⸗ 

koſten⸗Erſatzanſprüchen. ($ 39 Heim. Geſ.) ſchnittlich auch im Gewichte ſo weit hinter dem zuläſſigen Maximum 
Literatur. . des einfachen Briefes zurück, daß fie immer noch als Medium der 
Geſetze und Verordnungen. kleinen Correſpondenz erſcheinen, umfaſſender zwar als Correſpondenzkarte 
Perſonalien. und Kartenbrief, aber weit zurückſtehend gegenüber den faſt ungemeſſenen 
Erledigungen. Dimenſionen der in den Privatcouverts untergebrachten Papiere. 
= — ͤ ſ? x! Der Kleinbrief verträgt aber den Portoſatz des großen 

Briefes nicht, er kann ſich nur entwickeln bei einem ermäßigten Porto⸗ 
Nar i ſatze. Wenn es alſo möglich iſt, dieſe kleine Correſpondenz von der großen 
Der Kartenbrief und das Boſtcouvert. zu trennen — und das Poſtcouvert gibt dieſes Mittel — dann iſt es 
Von Dr. Karl Hugelmann. Pflicht der richtigen Tarifpolitik, auch ihrerſeits zu ſpecialiſiren und die 
Schluß.) Kleinbriefe zu einem niedrigeren Satze zu befördern als die großen. 


. ro , h Schwerwiegender noch als dieſe Rückſicht iſt aber der große 
Das Problem iſt ſomit ganz präci bezeichnet. Die Bolt muß Vortheil, welchen die Uniformität des Poſtcouverts der Poſtverwal⸗ 
eine Kategorie uniformer, kleiner, leichter Briefe herausgreifen und | tung bei der Briefbeförderung gewährt. 


einem niedrigeren Portoſatze unterwerfen, beziehungsweiſe, ſie muß durch | Sagt die Uebereinſtunmung allen ofen ee rer 


den niedrigeren Portoſatz eine neue Kategorie der Correſpondenz Ne 0 : | : 5 
5 5 N a - 4 müßte einen kaum hoch genug anzuſchlagenden Vortheil bringen, denn 
muß einen uniformen Kleinbrief und damit den Normaltypus der es wären damit jedenfalls mit einem Schlage viele Millionen gleich- 


ewöhnlichen brieflichen Correſpondenz ſchaffen. 5 e ? 
5 a baue Sn 17 9 5 a gar nicht weit zu artiger Briefe in den Verkehr geworfen, die den Strom desſelben wohl 


greifen, im Gegentheile, ſie hat das Medium dazu ſchon in der Hand. ſchwellen, aber nur mit ruhigem, gleichmäßigem Wellenſchlage ſteigern 
Es ift dies nichts Anderes als das amtliche Poſteouvert. Die Roft würden. 5 
verwaltung beſitzt dieſes Werthzeichen ſogar ſchon länger als die Nach unſerem Vorſchlage würde ſich das Format des Poſt⸗ 
Correſpondenzkarte ſelbſt und hat ihm nur bisher ſchwer begreiflicher couverts aber zugleich mit jenem des Kartenbrieſes und der Corre⸗ 
Weiſe die richtige Behandlung nicht angedeihen laſſen. Statt das Poſt⸗ ſpondenzkarte decken, es wäre ſomit ein Normalformat für die 
convert als den Bahnbrecher für die Uniformität der Briefe zu benützen, Correſpondenz gewonnen, welches die Maſſe derſelben theils unmittelbar, 
hat man ſich ſelbſt mit verſchiedenen Formaten der Poſtcouverts verſucht theils mittelbar beherrſchen müßte. Drei Correſpondenzmedien von 
und demgemäß iſt man auch zu der weiteren Conſequenz nicht gelangt, ſehr verſchiedener innerer Raumdimenſion — Correſpondenzkarte, Karten⸗ 
dem Poſteouvert die Portoermäßigung zu gewähren. Das Höchſte, wozu brief und Poſtcouvertbrief — wären auf dieſe Weiſe gegeben, 
die Poſtverwaltung ſich bisher aufzuſchwingen vermochte, war die Gleich- welche fi äußerlich, für die Poſtmanipulation, als Stücke einheitlichen 
ſtellung des Preiſes des Poſtcouverts mit jenem der Marke und auch Größenmaßes darſtellen würden, und es iſt ſomit nicht zu zweifeln, 
dieſe Errungenſchaft ift von der öſterreichiſchen Poſtverwaltung wieder daß binnen Kurzem dieſe drei Correſpondenzmittel zuſammen die 
aufgegeben worden; gegenwärtig koſtet das Poſtcouvert um einen halben Majorität der Briefpoſtſtücke bilden würden. 
Kreuzer mehr als die Marke. Wir laſſen es dabei ganz dahingeſtellt, ob die Maſſe dieſer die 
Hier iſt der Punkt, an dem wir einſetzen müſſen. Welt nach allen Richtungen durchkreuzenden Normalbriefe nicht die 
Wir verlangen, daß das Poſtcouvert nur in einem einzigen Macht der Attraction auch auf einen Theil der übrigen Briefe ſo weit 
Formate ausgegeben werde, nämlich in jenem der Correſpondenzkarte üben könnte, daß letztere ſich dem Normaltypus, ſoweit nicht beſondere 
und des Kartenbriefes, und für diefes redueirte Poſtcouvert nehmen wir Rückſichten es verbieten, mehr oder minder anſchließen würden. Genug, 
aber nicht etwa nur eine Gleichſtellung mit dem Preiſe der Marke, von dem Augenblicke an, in welchem der Kartenbrief und das dieſem 
ſondern geradezu eine Portoermäßigung in Anſpruch. Wie groß dieſe im Format gleiche Poſtcouvert billiger find als die Briefmarke, müſſen 
Ermäßigung ſein ſolle, iſt eine Frage von untergeordneter Bedeutung, im Durchſchnitte alle Schreiben, für welche der gegebene Schreiberaum 
die wir zum Schluſſe berühren wollen; das Entſcheidende iſt, die Porto- genügt, vermöge eines zwingenden ökonomiſchen Geſetzes fich dieſer Form 
ermäßigung überhaupt zu begründen, und dieſes wollen wir hiemit vor anbequemen und das Normalformat wird ſomit ohne Zweifel die Maſſe 
Allem thuen. beherrſchen. 


Wie ſehr die Gleichförmigkeit des Formats die Beförderungs⸗ 
manipulation erleichtert, bedarf wohl keines umfaſſenden Nachweiſes. 

Von dem Sortiren und Zählen der Briefe angefangen bis zum 
Wägen, Stempeln und Kartiren muß ſich Schritt für Schritt, Griff um 
Griff die Arbeitserſparung und Expeditions⸗Beſchleunigung herausſtellen; 
es gilt für das Poſtcouvert hier dasſelbe wie für die Correſpondenzkarte. 
Ja, es gilt für erſteres, wenn man es auch ganz allein für ſich be⸗ 
trachtet, dieſer Vortheil noch mehr als für die Correſpondenzkarte, und 
zwar gerade deshalb, weil der Poſtcouvertbrieſ etwas voluminöſer und 
ſchwerer iſt als die Karte; die Leichtigkeit und Flüchtigkeit der Karte 
kann nämlich die manuelle Behandlung, das ſogenannte „Auswerfen“ 
bei der Sortirung der Brieſe, ſogar erſchweren und jedenfalls begünſtigt 
ſie das Verſchwinden der Karten in anderen Sendungen und vermindert 
damit die Sicherheit der Beſtellung. 

Die Bedeutung der Neuerung, wenn neben der Correſpondenzkarte 
und dem Kartenbriefe auch ein Poſtcouvert gleichen Formats in den 
Verkehr käme, wäre aber noch eine ganz andere, die in dem Zuſammen⸗ 
wirken dieſer drei Factoren läge. 

Die Vortheile der Gleichförmigkeit des Formats, welche Corre⸗ 
ſpondenzkarte und Kartenbrief ſchon beſitzen, kommen erſt dann zur 
vollen Geltung, wenn das Format derſelben als Normalformat die 
Maſſe der Correſpondenz beherrſcht; die Maſſe der Correſpondenz an 
ſich zu reißen vermögen aber Correſpondenzkarte und Kartenbrief für 
ſich allein niemals, ſondern nur im Bunde mit dem Poſtcouvert. Nur das 
Poſtcouvert vermag das Normalformat zum Durchbruch zu bringen und 
erſt von dieſem Augenblicke an kann die Manipulation bei dem Brief⸗ 
poſtbetriebe jene Einheitlichkeit gewinnen, welche ſogar daran denken 
läßt, die Maſchinenarbeit eingreifen zu laſſen. 

Wohl wiſſen wir, daß man die Kleinheit unſeres Poſtcouverts 
als Argument gegen uns verwerthen werde; es iſt ganz richtig, daß 
das jetzt gemeiniglich übliche Format der Geſchäftsbriefe größer iſt als 
jenes, welches wir in Uebereinſtimmung mit der Correſpondenzkarte und 
dem Kartenbriefe vorſchlagen. Allein ganz abgeſehen davon, daß das 
jetzt übliche Format nicht immer ein nothwendiges iſt, daß es ferner nicht 
fo ſehr darauf ankommt, das jetzt ſchon von der Poſt beſetzte Terrain 
zu pflegen, ſondern neues zu erobern, hat gerade für die Ausgeſtaltung zum 
Normalſormat die Kleinheit des Poſtcouverts auch ihre ſpecifiſchen Vortheile. 

Wenn das Poſtcouvert das Couvert des Kleinbriefes bleibt, fo 
werden durch dasſelbe wohl alle großen Correſpondenzen unberührt 
bleiben, welche ſich in den kleinen Umfang nicht preſſen und ſich deshalb 
den höheren Portoſatz auch gerne gefallen laſſen. Das Poftcouvert wird 
aber dann gerade auf jene Briefe minimalen Umfangs drücken, welche 
unter die Correſpondenzkarte herabſteigend eine wahre Plage der Poſt 
bilden; dieſe Briefe, welche in dem Poſtcouvert mühelos Raum finden, 
müſſen bei niedrigerem Portoſatz des letzteren mehr und mehr ver⸗ 
ſchwinden. Das kleine Normalformat hätte ſomit, in Uebereinſtimmung 
mit dem Weſen eines niedrigeren Portoſatzes, den großen Vortheil, daß 
die abnormalen Formate ſich größtentheils nur nach einer Richtung, 
nämlich in jener nach aufwärts bewegen würden. 

Der zweite große Vortheil, welchen das Poſtcouvert mit der 
Correſpondenzkarte und dem Kartenbriefe theilt, iſt der Frankaturzwang. 

Wir wollen den fiscaliſchen Vortheil hier gar nicht in Betracht 
ziehen, daß dieſe Werthzeichen viel häufiger als die Briefmarken 
conſumirt werden, ohne daß es zu einer Briefbeförderung ſelbſt kommt; 
gewiß iſt es, daß die Zahl der unfrankirten Briefe, welche die Poſt 
aus der markenloſen Zeit noch immer mit ſich ſchleppt, mit der Ein⸗ 
führung des billigen Kartenbriefes und Poſtcouverts weſentlich verringert 
werden müßte. 

Gerade dort, wo die Koſten der Marke ſo ſichtlich geſcheut werden, 
wie bei den unfrankirten Briefen, kommt die Differenz von ein oder 
zwei Kreuzern mächtig in Betracht, und gerade hier, wo die Unbehilflich⸗ 
keit eine ſo große Rolle ſpielt, wäre der Kartenbrief und das Poſtcouvert, 
welche die Marke billig und zugleich ſich ſelbſt unentgeltlich anbieten, 
die am freudigſten begrüßte Wohlthat. Der unfrankirte Brief, dieſer 
Reſt aus einer faſt antidiluvianiſchen Zeit poſtaliſcher Einrichtungen, 
der in einem auf Gleichartigkeit angelegten Betriebe als eine ſtörende 
Anomalie empfunden werden muß, müßte mit der Einbürgerung des 
Poſtcouverts immer mehr und mehr verſchwinden. 

Bedeutſamer noch als der Frankaturzwang iſt aber unſeres Er⸗ 
achtens die Gleichförmigkeit in der Anbringung der Frankatur, welche das 
Poſtcouvert wieder mit der Correſpondenzkarte und dem Kartenbriefe theilt. 
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Während die loſe Marke bald auf der Vorderſeite, bald auf der 
Rückſeite des Briefes, bald oben, bald unten, bald links, bald rechts 
angebracht wird, hat die Marke des Poſtcouverts gleich jener der ge⸗ 
nannten Werthzeichen ihre unveränderliche Stelle in der rechten, oberen 
Ecke der Adreßſeite. 

Wer ſich der beweglichen Worte erinnert, mit welchen die Poft⸗ 
verwaltung Jahr für Jahr zur Weihnachtszeit ihre Bitten erneuert, die 
Frankatur an dieſer einen Stelle anzubringen, der wird, wenn nicht 
ſchon die einfachſte Erwägung es lehrte, keinen Augenblick daran zweifeln 
können, wie wichtig dieſer Umſtand für die Raſchheit der Beförderung 
ſein muß. 

Ein Blick genügt hier, um die Frankatur ſicherzuſtellen, das Um⸗ 
wenden der Briefe zu dieſem Zwecke entfällt gänzlich; das Abſtempeln 
der Briefe, welches bei der ſprunghaften Markirung zu einer unter⸗ 
brochenen, häufig ſtockenden Arbeit werden muß, läßt ſich nur hier zu 
einer gleichmäßigen, vielleicht ſogar durch eine Maſchine zu bewältigenden 
Operation geſtalten. Mit einem Worte, ein Normaltypus wäre für die 
Frankatur gegeben, und er müßte ſeine zwingende Macht hier noch 
mehr bewähren als hinſichtlich des Formates. 

Zu alledem kommt ſchließlich noch die Gleichförmigkeit des Ver⸗ 
ſchluſſes und die Abhängigkeit desſelben von dem Willen der Poſt⸗ 
verwaltung. 

Die Poſtverwaltung, welche die Poſtcouverts ſchafft, hat es in 
der Hand, jene Form des Verſchluſſes zu ſchaffen, welche ihr für die 
Beförderung als die zweckmäßigſte erſcheint. Die Stärke des Papieres, 
die Faltung des Couverts, die Art der Siegelung, alles dies hat die 
Poſtverwaltung dann ganz oder theilweiſe zu beſtimmen. Und indem dieſe 
uniforme Art gleichmäßig für viele Millionen von Briefen in's Leben 
tritt, kann es wieder nicht anders ſein, als daß ſie zugleich mehr oder 
minder Muſter gebend für alle anderen Brieſſchaften wirkt. 

In Allem und Jedem kehrt ſomit der Vortheil der Normalform 
wieder. Dieſen Vortheil hat die Tarifpolitik richtig zu würdigen, nicht, 
wie bisher, zu ignoriren; ſie hat eine Portoermäßigung auch für das 
Poſtcouvert raſch entſchloſſen zu gewähren, ſtatt wie bisher kleinlich eine 
Zuſchlagstaxe zu verlangen. 

Fragt es ſich nun um das Maß der Portoermäßigung, dann iſt 
die Wahl nach dem oben für den Kartenbrief Geſagten keine ſchwierige, 
es kann ſich auch hier nur um den Satz von drei oder vier Kreuzern 
handeln. 

Der erſtere hätte, ganz abgeſehen davon, daß er die größere 
Ermäßigung enthielte, den Vortheil der Einfachheit für ſich, er würde 
gleich jenen der Correſpondenzkarte und (nach unſerem Vorſchlage) des 
Kartenbriefes den Einheitstarif in alle Conſequenzen verfolgen. 

Wir verkennen aber nicht, daß zwiſchen dem Kartenbriefe und 
dem Briefe des Poſtcouverts ein Unterſchied obwaltet, daß eine 
Gradation der Taxe hier durch die Natur der Correſpondenz nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt. Wir würden uns alſo auch damit begnügen, wenn der 
Satz von drei Kreuzern nur für den Localverkehr gelten und für den 
Weitverkehr ein ſolcher von vier Kreuzern platzgreifen ſollte. Darum 
handelt es ſich, den Gedanken der Specialiſirung der Briefpoftfendungen 
nach Maß ihrer inneren Bedeutung und ihrer poſtaliſchen Beförderungs⸗ 
ſchwierigkeit zum Durchbruch zu bringen. Darauf kommt es an, bei 

der Specialiſirung der Briefpoſtſendungen mit dem Normalformate der 
Brieſſchaften zugleich der Portoermäßigung für die uniformen Stücke 
zum Siege zu verhelfen. Iſt dieſes Princip einmal anerkannt, dann 
kann man getroſt alles Andere der weiteren Entwicklung überlaſſen. 

Wir haben im Vorſtehenden unſere Vorſchläge wie das erſte Mal 
mit Rückſicht auf Oeſterreich allein formulirt. Wir ſchließen daher 
unſere Erörterung auch mit jenen Worten, mit denen wir unſeren 
Vorſchlag in dieſen Blättern zum erſten Male in die Welt ſandten. 

Das „Land, welches die Correſpondenzkarte zuerſt eingeführt, 
kann ſich mit nichten rühmen, der Correſpondenzkarte die größte Ver⸗ 
breitung verſchafft zu haben. Es iſt dies aus den wirthſchaftlichen und 
ſocialen Verhältniſſen des Landes vollauf erklärlich. Wir haben hier 
weder jenes Vorwiegen geſchäſtlicher Intereſſen, noch jene Entwicklung 
der Oeffentlichkeit im ſocialen Leben, welche der kurzen Nachricht auf 
dem unverſchloſſenen Poſtblatte eine beſonders große Verbreitung geſtatten 
würde. Um ſo mehr müßte ſich aber das Poſtcouvert für unſere Ver⸗ 
hältniſſe eignen, gerade durch dieſes müßte unſeren Verkehrsbedürfniſſen 
eine weſentliche Erleichterung verſchafft werden. Die öſterreichiſche Poſt⸗ 
verwaltung, welche die Correſpondenzkarte geſchaffen, möge daher in 


Conſequenz des der Correſpondenzkarte innewohnenden Gedankens ent⸗ 
ſchloſſen den zweiten Schritt thun und eine neue, noch größere Reform 
inauguriren, als es jene der Correſpondenzkarte geweſen. Sie kann dies 
im Innenverkehre durch ihren eigenen Willen erreichen. Der Erfolg der 
Maßregel, an dem wir nicht zweifeln, wird von ſelbſt dazu führen, dem 
Poſtcouvert auch den internationalen Verkehr zu erſchließen.“ 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Begrenzung der Entſcheidungscompetenz der politiſchen Behörde 
bei Verpflegskoſten⸗Erſatzanſprüchen. (§ 39 Heim. Geſ.) 


Unterm 19. Jänner 1886 hat die Verwaltung des allgemeinen 
Krankenhauſes in L. dem Landesausſchuſſe in S. zur Kenntutß gebracht, 
daß der nach J. zuſtändige Mathias U. ſeit über drei Monate im 
Krankenhauſe in L. in Verpflegung ſtehe und bat daher, es möge eine 
Verfügung wegen Uebernahme des transportfähigen Mathias U. getroffen 
werden. 

Hierüber hat der Landesausſchuß das Erſuchen geſtellt, obgenann⸗ 
ten Kranken, ſobald es ohne Begleitung geſchehen könne, in das Spital 
in S. zu überſtellen. 

Unterm 5. Februar 1886 zeigte die Krankenhausverwaltung in 


L. dem Landesausſchuſſe in S. an, daß U. in das Spital in S. diri⸗ 


girt und demſelben zu dieſem Behufe ein Reiſevorſchuß von 4 fl. 30 kr. 
verabfolgt worden ſei und bat um Rückerſatz dieſes Betrages. 

Dem Auftrage des Landesausſchuſſes in S. an die Gemeinde J., 
obigen Betrag der Krankenhausverwaltung in L. zu erſetzen, kam die 


genannte Gemeinde nicht nach, und da ſich dieſelbe über wiederholte Auf⸗ 


forderung den fraglichen Betrag zu zahlen weigerte, wendete ſich der 
Landesausſchuß unter Mittheilung der obigen Gründe an die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in J. mit dem Erſuchen um executive Eintreibung des 
obigen Betrages von der Gemeinde J., nachdem im gütlichen Wege nichts 
zu erreichen ſei. 
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E wobei allerdings die bereits erfolgte Executionsandrohung eine 
Ueberſchreitung des geſetzlichen Wirkungskreiſes involvirt. 

Die Thätigkeit der Bezirkshauptmannſchaft erreichte naturgemäß 
mit dem Zeitpunkte ihr Ende, als die genannte Gemeindevorſtehung die 
Zahlung verweigerte, was von Seite der Letzteren in Verkennung der 
Sachlage in Form eines Recurſes geſchah, trotzdem von der politiſchen 
Behörde keine Entſcheidung erfloſſen war.“ 

Ueber den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Miniſterialrecurs 
des Landesausſchuſſes in S. hat das k. k. Miniſterium des Innern 
unterm 17. Jänner 1887, zur Zahl 20.561 ex 1886, nachſtehend 
entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe keine Folge 
zu geben und die angefochtene Entſcheidung, inſoweit dieſelbe die Incom⸗ 
petenz der politiſchen Behörden zur Entſcheidung über den ſeitens der 
Krankenhausverwaltuug in L. geſtellten Regreßanſpruch ausſpricht, zu 
beſtätigen, da es ſich nicht im Sinne des § 39 des Heimatgeſetzes um 
Erſatzanſprüche handelte, welche eine Gemeinde wider eine andere Ge⸗ 
meinde erhebt.“ r. 


Titeratur. 


Dr. Edmund Bernatzik, Rechtſprechung und materielle 
Rechtskraft Verwaltungsrechtliche Studien. Wien, Manz, 1886. 


Je häufiger die Klage vernommen wird, daß in unſerem juriſtiſchen 
Nachwuchſe die Auffaſſung des Berufsſtudiums als „Brot“ ſtudium prävalirt, 
deſto erfreulicher iſt es, einer jüngeren Kraft zu begegnen, welche mit ſpontanem 
Eifer der Löſung wiſſenſchaftlicher Probleme ſich widmet, und zwar auf einem 
Gebiete, wo deren maſſenhaft auftauchen und in das praktiſche Rechtsleben 
hinüberſpielen. Indem der Verfaſſer das Verwaltungsrecht als das ihm vor⸗ 
wiegend der Entwicklung zur juriſtiſch⸗techniſchen Disciplin bedürftige Special⸗ 


| auſſaßt, welchem die ſklaviſche Entlehnung privatrechtlicher Kategorien 


keinerdings frommt, hat er zutreffend den Hauptmangel gekennzeichnet, an welchem 
ſo viele anſonſt verdienſtliche Arbeiten der einſchlägigen Richtung kranken und 
wiewohl fein Werk nur eine, obzwar ſehr wichtige Theilpartie dieſes Special⸗ 


Hierüber forderte die Bezirkshauptmannſchaft unterm 18. Mai gebietes, das Weſen der verwaltungsrechtlichen Rechtſprechung und die Wirkungen 


1886, 3. 5161, die Gemeinde J. auf, den in Rede ſtehenden Betrag 
„umgehend bei Executionsvermeidung binnen drei Tagen“ vorzulegen. 
Gegen dieſen Beſcheid hat die Gemeinde J. die Berufung ergriffen 
und in derſelben betont, daß keine geſetzliche Beſtimmung die Gemeinde 
verpflichte, obigen Betrag zu erſetzen. 
Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Berufung unterm 4. Juni 


1886 dem Landesausſchuſſe mit dem Beifügen zur weiteren Verfügung 


übermittelt, daß nach dortämtlicher Anſchauung die Gemeinde J. zur 
Zahlung der fraglichen Transportkoſten nicht zu verhalten ſei, da der 
Transport des Mathias U. über Verfügung des Landesausſchuſſes zu 
dem Zwecke veranlaßt worden iſt, um den Landesfond von der Ver⸗ 
pflichtung der Tragung der Verpflegskoſten von täglich 60 kr. an das 
Krankenhaus in L. zu entlaſten. 

Der Landesausſchuß hat gegen die Verfügung der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in J. bei der Landesregierung den Recurs ergriffen, nachdem 
angeblich mit obiger Erledigung der Rückerſatz der fraglichen Transport⸗ 
koſten dem Landesfonde aufgebürdet werde, und wurde daher die Landes⸗ 
regierung erſucht, die genannte Gemeinde zur Zahlung des fraglichen 
Betrages zu verhalten. 

Die Landesregierung hat mit der Entſcheidung vom 28. Septem⸗ 
ber 1886, Z. 6465, dem Recurſe des Landesausſchuſſe keine Folge 
gegeben, und zwar mit folgender Motivirung: 

„Die Competenz der politiſchen Behörden erſtreckt ſich bezüglich 
des Rückerſatzes der für im Bezirke zuftäudige Arme in einer fremden 
Gemeinde erwachſenen Auslagen nach $ 92 des Armengeſetzes und § 39 
des Heimatgeſetzes nur auf Erſatzauſprüche von Verpflegskoſten fremder 
Gemeindeanſtalten, ſowie der von der Gemeinde nach § 28 Heimatgeſetz 
( 47 Armengeſetz) an auswärtige Arme verabreichten Unterſtützungen. 

Im vorliegenden Falle handelt es ſich jedoch lediglich um den 
Erſatz eines von einem ſelbſtſtändigen, unter der unmittelbaren Auſſicht 
des Landesausſchuſſes ſtehenden Inſtitute gewährten Reiſekoſteuvorſchuſſes, 
daher die Bezirkshauptmannſchaft keine Entſcheidung in dieſer Angelegen⸗ 
heit treffen konnte, ſondern ſich darauf zu beſchränken hatte, die Land⸗ 
gemeinde J. über Erſuchen des Landesausſchuſſes zur Erſatzleiſtung auf⸗ 


der materiellen Rechtskraft der betreffenden Entſcheidungen, zum Vorwurfe nimmt, 
ſo iſt doch überall das ernſte Streben erſichtlich, den im Grunde differirenden 
Exigenzen des öffentlichen Rechtes auch innerhalb der Sphäre der ſtaatlichen 
Entſcheidungs⸗ und Verfügungsgewalt möglichſt gerecht zu werden. Der Erörterung 


der Thätigkeitsformen der Verwaltung (8 1) und Darlegung der bedeutenderen 


Literatur (§88 2 und 8) folgt eine eingehende Unterſuchung über die Aufgabe der 
Rechtſprechung und ſogenanntes freies Ermeſſen (8 4), welches richtiger als 
y„pflichtmäßiges“ und „diseretionäres“ erkannt wird, wobei die Merkmale: 
Competenz (8 5), Streit, Gegenüberſtehen Betheiligter, Rechtsverletzung ($ 6) 
ſorgfältig gekennzeichnet und die Ergebniſſe dieſer Charakteriſtik für die Details 
des Verfahrens (8 7) verwerthet werden. In dem nachfolgenden zweiten Theile 
legt ſodann der Verfaſſer zuerſt den Begriff (8 10), dann die Vorausſetzungen 
und Wirkungen der Rechtskraft der Decernate (8 11), wie auch der Entſcheidungs⸗ 
gründe ($ 12) dar, trachtet den Umfang der Rechtskraft in objectiver (8 13) 
und ſubjectiver (8 14) Beziehung feſtzuſtellen (eine beſonders hervorzuhebende, 
die praktiſchen Geſichtspunkte meiſt zutreffend beachtende Partie), und ſchließt 
mit der Darſtellung des Einfluſſes der materiellen Rechtskraft auf fremde 
Zuſtandigkeitsſphären ($ 15), dann hinwieder der Nichtigkeitsgründe (8 16) und 
der Wiederaufnahme des Verfahrens (8 17) auf die materielle Rechtskraft. 
Dieſes Schema, welchem Folgerichtigkeit nicht abzuſprechen iſt, erſchöpft den Gegen⸗ 
ſtand ziemlich vollſtändig. Wir haben in dem Werke jedenfalls eine im Ganzen 
| gelungene Monographie gewonnen. Auf diefem Wege ſoll und kann das Verwal⸗ 
tungsrecht erſt jene Weiterentwicklung und Vertiefung finden, die es vom höheren 
ſtaatspolitiſchen Standpunkte aus in weit umfaſſenderem Grade bedarf und ver⸗ 
dient, als es bisher der Fall war. Deuten wir die Zeichen der Zeit richtig, ſo 
bildet ja gerade das öffentliche Recht jene wiſſenſchaftliche Domäne, mit 
deren Bebauung die Rechtsmänner der Zukunft ſich vorwiegend werden befaſſen 
müſſen. Nebſtdem wirken auch verwaltungsrechtliche Studien deſto erſprießlicher, 
weil die Praxis ſtätig mehr Anlaß findet, ſich bei ihnen in ſchwierigen Fällen 
Raths zu erholen, und es iſt nicht das letzte Verdienſt des Verfaſſers, hiezu 
durch eine fortgeſetzte, bedachtſam kritiſirende Revue der Judicate nicht blos 
unſeres Verwaltungsgerichtshofes, ſondern auch der fremdſtaatlichen Admini⸗ 
ſtrativgerichte dankenswerth beigeſteuert zu haben. Rl. 
) 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. II. Semefter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das 
Oeſterreich unter der Enns. 

X. Stück. Ausgeg. am 8. Juli. — 37, Verordnung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 31. Mai 1886, 3. 6406, 
mit welcher Beſtimmungen über den Zulaß von auswärtigen Beſuchen zu den 
mit anſteckenden Krankheiten behafteten Pfleglingen in öffentlichen und privaten 
Krankenanſtalten aller Art, dann in Siechen⸗ und Verſorgungsanſtalten 
erlaſſen werden. — 38. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 23. Juni 1886, 8. 29.985, betreffend den 
Vorgang bei Neuausſtellung oder Erneuerung von Jagdkarten auf Grund des 
Geſetzes vom 29. December 1880, L. G. Bl. Nr. 19 ex 1881. 

XI. Stück. Ausgeg. am 28. Juli. — 39. Geſetz vom 3. Juni 1886, 
betreffend die Theilung gemeinſchaftlicher Grundſtücke und die Regulirung der 
hierauf bezüglichen gemeinſchaſtlichen Benützungs⸗ und Verwaltungsrechte. — 
40. Geſetz vom 3. Juni 1886, betreffend die Zuſammenlegung landwirthſchaftlicher 
Grundſtücke. — 41. Geſetz vom 3. Juni 1886, betreffend die Zuſammenſetzung 
der Landescommiſſion für die Angelegenheiten der Bereinigung des Waldlandes 
von fremden Enclaven und der Arrondirung der Waldgrenzen. 

XII. Stück. Ausgeg. am 21. Auguſt. — 42. Geſetz vom 24. Juni 1886, 
betreffend die Ausführung von Hochwaſſer⸗Schutzdämmen am rechten Ufer des 
Marchfluſſes in den verſchiedenen niederbſterreichiſchen Gemeindegebieten. — 43. 
Geſetz vom 30. Juli 1886, betreffend die Regelung der Jahresbezüge der 
Mitglieder des Lehrſtandes an den öffentlichen allgemeinen Volksſchulen des 
Erzherzogthumes Oeſterreich unter der Enns. 

XIII. Stück. Ausgeg. am 31. Auguſt. — 44. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 15. Auguſt 1886, 
3. 40.862, betreffend die Aenderung der Grenze zwiſchen den Gemeinden 
Perchtoldsdorf und Rodaun zwiſchen Km. 3˙0 und 3˙1 der Localbahn Lieſing⸗ 
Kaltenleutgeben. — 45. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 19. Auguſt 1886, 3. 41.848, betreffend die 
vom hohen k. k. Miniſterium des Innern genehmigte Cholera⸗Inſtruction. 

XIV. Stück. Ausgeg. am 14. September. — 46. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 1. Septem⸗ 
ber 1886, Z. 43.892, betreffend die Feſtſetzung der täglichen Verpflegsgebühr in 
dem als allgemein öffentlich erklärten ſtädtiſchen Krankenhauſe zu Freudenthal in 
Schleſien. 47. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 1. September 1886, Z. 44.106, betreffend die 
Einhebung von Gebühren für die Aufnahme in den Gemeindeverband in den 
Gemeinden Lieſing, Hohenau, Rabenſtein, Markt Oed, Zwentendorf, Kagran, 
Thaures und Langfeld. 


Erzherzogthum 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Handelsminiſter Olivier Marquis von 
Baequehem den Orden der eiſernen Krone erſter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht Dr. Arthur Grafen Enzenberg den Orden der eiſernen Krone 
zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Miniſterialrath Alois Ritter von Hermann zum Sectionschef im 
Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe beim Bukowinaer Landesſchul⸗ 
rathe Eduard Straſſer den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann in Gradiska Johann Ritter von Vintſchgau 
zum Statthaltereirathe im Küſtenlande ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Spalato Karl Truxa 
den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium für 
Cultus und Unterricht Otto Ritter von Fray denegg⸗Monzello das Ritter⸗ 
kreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Director bei der Landesregierung 
in Klagenfurt Franz Udoutſch anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines 
kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Miniſterium 
des Innern Franz Dietrich den Titel und Charakter eines Hilfsämter Directors 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Ludwig Bach in Radautz 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereifeeretär Dr. Reinhold Rüling Edlen von Rüdingen zum Bezirks⸗ 
hauptmanne und den Polizei⸗Obercommiſſär Dr. Anton Hochegger zum Statt⸗ 
haltereiſecretär im Küſtenlande ernannt. 
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Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Czernowitz 
in der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 123.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe im Perſonalſtande 
des Bukowinaer griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfondes zu Jakobeni, bis Ende 
Juni. (Amtsbl. Nr. 125.) 

Zwei Magiſtratsrathsſtellen dritter Gehaltsſtufe mit dem Jahresgehalte 
von 2400 fl. und dem 30percentigen Quartiergelde bei dem Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien, bis 18. Juni. (Amtsbl. Nr. 126.) 

Baurathsſtelle in Mähren in der ſiebenten, eventuell eine Oberingenieurs⸗ 
ſtelle in der achten und eine Ingenieursſtelle in der neunten Rangsclaſſe, bis 
Mitte Juli. (Amtsbl. Nr. 127.) 


Manz'sche k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Die freundliche Aufnahme und weite Verbreitung, welche die 
vor wenigen Jahren von uns veranstaltete 


Sammlung von Nieder-Oesterreichischen Landesgesetze 


in den interessirenden Kreisen gefunden hat, lässt den öfter und 
allgemein von competenter Seite zum Ausdrucke gebrachten Wunsch, 
dieselben 
in einer neuer, stark erweiterten Auflage 

den P. T. Verwaltungs- und Gemeindeorganen zur Verfügung zu 
stellen, nunmehr in Erfüllung gehen. 

Es ist uns gelungen, die freundliche Bethätigung des Herrn 

Paul Freiherrn von Hock, 
d. Z. k. k. Bezirkscommissär in Wr.-Neustadt, 

für jenen Zweck zu gewinnen, welcher die neue Sammlung nach 
seinen praktischen Erfahrungen geordnet und gesichtet hat. 

Dieselbe erscheint unter dem Titel: 


Nieder- Oesterreichische Landesgesetze. 


Band 1. 


Landesverfassungsgesetze. 


(Landesordnung und Landtagswahlordunng.) 
K. Verordnung über die Rundmachung und den Beginn der verbindenden Kraft 
der Landesgesetze. Wahlordnung für die nied.-österr. Handels- u. Gewerbekammer. 


| Zur Cultusverfassung der Israeliten. 
Gemeindeordnung und Gemeindestatute von Wien, Wr.-Neustadt 
und Waidhofen a. d. Ybbs. Gemeindeaufnahmsgebühren. 
Umfang 16 Bogen. Preis broschirt 1 fl. 
Band II. 


Wasserrechts-, Strassen-, Ball und Benerpolizei-Vorschrilten. 


Umfang 26 Bogen. Preis broschirt 1 fl. 50 kr. 
Band III 


Tsandesenltur-Vorschriften. Schulgesetze. Sanitäre Vorschriften. 
betr. die Armenpflege und Wohlthätigkeits-Anstalten, 
Dienstboten-Ordnung, Schubvorschriften. 

36 Bogen. Preis broschirt 2 fl. 50 kr. 

Preis sämmtlicher drei Bände broschirt 5 fl., in 2 starken Leinen- 
bänden gebunden 6 fl. 

Jeder der drei Bände wird zu den beigesetzten Preisen 
broschirt einzeln abgegeben. 

Ausserdem lassen wir zur bequemen Benützung Band I und II 
zusammen in einen starken Leinenband zum Preise von 3 fl. und 
ebenfalls Band III in gleicher Weise zum Preise von 3 fl. binden und 
halten dieselben auch so zur geneigten Bestellung bestens empfohlen. 

Ausgenommen einige, kaum für die Verwaltung von Belang 
erscheinende Bestimmungen sind fast alle für den Bereich des Kron- 
landes Niederösterreich gegebenen und in Kraft befindlichen Gesetze 
und Verordnungen textlich genau dieser Sammlung einverleibt, so 
dass dieselbe dadurch ein unentbehrliches Handbuch für alle an 
der Gemeindeverwaltung betheiligten Herren werden wird und 
= darnach gewiss in keiner Kanzlei der Bürgermeisterämter 
fehlen dürfte. 

Zu beziehen durch obigen Verlag und vorräthig in allen 
Buchhandlungen. 


Gesetze 


MUS Hiezu für die p. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
| Bogen 3 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


